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Leitsätze 1. Anspruchsgrundlage zur Übernahme

von Kosten zur Ausübung des
Umgangsrechts mit minderjährigen,
auswärtig lebenden Kindern für
Leistungsbezieher nach dem SGB II ist
nicht § 73 SGB XII, sondern § 23 Abs. 1
Satz 1 SGB II.
2. Die Kosten zur Ausübung des
Umgangsrechts unterfallen thematisch
und
strukturell am nahesten den
„Beziehungen zur Umwelt“ und damit den
persönlichen sozialen Außenkontakten
der Hilfebedürftigen (§ 20 Abs. 1 Satz 1
SGB II).
3. Die Gewährung von Kosten zur
Ausübung des Umgangsrechts durch die
Trägerder Leistungen zur Grundsicherung
für Arbeitsuchende beschränken sich
nicht nur auf die notwendigen, sondern
auch auf die angemessenen Kosten.
Dieses Erfordernis bezieht sich dabei
sowohl auf die Höhe der Kosten, als auch
auf das Maß des Umgangs. Insofern ist
Hilfebedürftige entsprechend seiner
Obliegenheit nach § 2 Abs. 1 Satz 1 SGB II
, bevor er jeweils Tickets der Deutschen
Bahn AG für seine Fahrten käuflich
erwirbt, Kostensenkungsbemühungen
insofern walten zu lassen, als er versucht
entweder Spartarife der Deutschen Bahn
AG oder Mitfahrgelegenheiten in
Anspruch zu nehmen.
4. Der erwerbsfähige Hilfebedürftige
darauf nicht darauf verwiesen werden,
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die Kosten der Ausübung seines
Umgangsrechts durch Einsatz seines
Erwerbstätigenfreibetrages nach §§ 11
Abs. 2 Nr. 6, 30 SGB II zu decken, denn
anderenfalls würde der Anreiz zur
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit
geschmälert und in sein Gegenteil
verkehrt, wenn das freigestellte
Einkommen
letztlich doch zur Deckung des
notwendigen Lebensunterhalts eingesetzt
werden müsste, was die §§ 11 Abs. 2 Nr. 6
, 30 SGB II aber gerade verhindern sollen
und was zudem § 1 Abs. 1 Satz 1 SGB II
widersprechen würde.
5. Die Leistungen nach § 23 Abs. 1 Satz 1
SGB II sind dem Wortlaut der Norm zu
Folge zwar lediglich als Darlehen zu
erbringen. Dies gilt jedoch nicht, wenn
der aufzuwendende, unabweisbare, von
den Regelleistung nicht hinreichend
gedeckte Bedarf nicht nur einmaliger
oder vorübergehender, sondern
dauerhafter Natur ist. Die dauerhafte
Bedarfsunterdeckung wird durch eine
Gewährung des verfassungsrechtlich
verbürgten unabweisbaren Zusatzbedarfs
als Darlehen lediglich zeitlich verschoben,
was zukünftig lediglich zu neuer
Bedarfsunterdeckung führt und den
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in eine
„Schuldenspirale“ treibt, was kaum dem
Sozialstaatsgebot und dem
rechtsstaatlichen
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz
entsprechen kann, denn der
Hilfebedürftige muss auch in der
Tilgungsphase Mittel für andere
Anschaffungen ansparen können, um sein
Existenzminimum decken zu können. In
einem solchen Fall bedarf es daher einer
Öffnungsklausel – wie sie im Bereich der
Sozialhilfe nach dem SGB XII in § 28 Abs.
1 Satz 2 Alt. 2 SGB XII existiert -, die die
nachteiligen zur dauerhaften
Bedarfsunterdeckung führenden Folgen
vermindert. Unter Geltung
des verfassungsrechtlichen
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Gleichbehandlungsgebots ist nicht
ersichtlich, weshalb der mit § 28 Abs. 1
Satz 2 Alt. 2 SGB XII im Bereich der
Sozialhilfe gewährleistete
Mindeststandard im Bereich der
Grundsicherung für Arbeitsuchende nicht
gelten soll. Wenn für verfassungsrechtlich
relevante Sonderbedarfe im
Sozialhilferecht eine Abweichung von der
Regelleistung möglich ist, muss dieser
Mindeststandard auch im Recht der
Grundsicherung für Arbeitsuchende
gewährleistet sein, weshalb die
Gewährung eines bloßen Darlehens
unzureichend und verfassungsrechtlich
unzulänglich ist. Vor diesem Hintergrund
haben die SGB II-Leistungsträger den
zusätzlichen, unabweisbaren, anderweitig
nicht gedeckten Sonderbedarf zur
Ausübung des Umgangsrechts im Wege
verfassungskonformer Auslegung der
Rechtsfolge des §23 Abs. 1 Satz 1 SGB II
nicht lediglich als Darlehen, sondern als
Zuschuss in analoger Anwendung der
Rechtsfolge des § 28 Abs. 1 Satz 2 Alt. 2
SGB XII zu gewähren.

Normenkette Art 6 Abs 2 GG
Art 11 GG
§ 2 Abs 1 S 1 SGB II
§ 9 Abs 2 S 3 SGB II
§ 11 Abs 2 Nr 6 SGB II
§ 12 Abs 2 Nr 4 SGB II
§ 20 Abs 1 S 1 SGB II
§ 23 Abs 1 S 1 SGB II
§ 30 SGB II
§ 28 Abs 1 S 2 SGB XII

1. Instanz

Aktenzeichen S 23 AS 982/05 ER
Datum 05.11.2005

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -
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I. Die Antragsgegnerin wird im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes verpflichtet,
dem Antragsteller auf seinen Antrag vom 2. September 2005 vorlÃ¤ufig, ab
November 2005 (zunÃ¤chst befristet bis einschlieÃ�lich April 2006) monatliche, im
Voraus zu erbringende Geldleistungen durch Ã�bernahme der notwendigen Fahrt-
und Unterkunftskosten des Antragstellers zur AusÃ¼bung seines Umgangsrechts
mit seinem Sohn N. in HÃ¶he von monatlich 44,00 EUR Zuschussweise (und nicht
nur Darle-hensweise) zu gewÃ¤hren. Die HÃ¶he des monatlichen Betrages steht un-
ter dem RÃ¼ckforderungsvorbehalt, dass dem Antragsteller tatsÃ¤chliche,
notwendige und angemessene Fahrt- und Unterkunftskosten in HÃ¶he von
monatlich 169,00 EUR entstehen.
II. Dem Antragsteller wird auferlegt, der Antragsgegnerin monatlich nachtrÃ¤glich
die tatsÃ¤chlichen, notwendigen und angemessenen Fahrt- und Unterkunftskosten
nachzuweisen.
III. Die Antragsgegnerin erstattet dem Antragsteller dessen notwendige
auÃ�ergerichtliche Kosten.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes um die
Ã�bernahme von Kosten, die dem Antragsteller durch die AusÃ¼bung seines
Umgangsrechts mit dem von ihm getrennt, in der NÃ¤he von Karlsruhe lebenden
leiblichen Sohn N. entstehen.

Der am â�¦ 1966 geborene, seit â�¦ 2002 von seiner frÃ¼heren Ehefrau
geschiedene Antragstel-ler ist Vater des am â�¦ 1999 geborenen Kindes N., fÃ¼r
welches er sich gemeinsam mit sei-ner frÃ¼heren Ehefrau das Sorgerecht teilt. Sein
Sohn N. hÃ¤lt sich bei seiner leiblichen Mut-ter, der frÃ¼heren Ehefrau des
Antragstellers, in W â�¦ (in der NÃ¤he von Karlsruhe liegend) auf. Aufgrund
Umgangsvereinbarung des Antragstellers mit seiner frÃ¼heren Ehefrau vom 2.
November 2004 wurde der Kontakt des Antragstellers einvernehmlich mit seiner
frÃ¼he-ren Ehefrau zum gemeinsamen Kind geregelt. Entsprechend dieser
Umgangsvereinbarung hat der Antragsteller ein regelmÃ¤Ã�iges Umgangsrecht mit
seinem Sohn N. aller 14 Tage am Samstag und Sonntag (beginnend am Samstag,
dem 13. November 2004), konkret: Sams-tag ab 14.00 Uhr bis 19.00 Uhr und
Sonntag ab 14.00 Uhr bis 19.00 Uhr, zu dem der An-tragsteller das Kind jeweils
abholt und auch wieder zurÃ¼ckbringt. Der Antragsteller war bis Ende April 2005 in
der NÃ¤he seines leiblichen Sohnes N. berufstÃ¤tig und konnte sein Um-gangsrecht
problemlos wahrnehmen.

Der Antragsteller ist seit 7. Mai 2004 verheiratet mit Frau S., die derzeit arbeitslos
ist. Zur Bedarfsgemeinschaft des Antragstellers mit seiner Ehefrau gehÃ¶rt
weiterhin das am â�¦ 2002 geborene gemeinsame Kind J. an. Die Ehefrau des
Antragstellers bezog bis ein-schlieÃ�lich 12. August 2005 Arbeitslosengeld I in
HÃ¶he eines tÃ¤glichen Leistungsbetrages von 13,17 EUR. Der Antragsteller bezog
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ab 1. Mai 2005 Arbeitslosengeld I in HÃ¶he eines tÃ¤g-lichen Leistungsbetrages von
44,33 EUR. Mit Eintritt der Arbeitslosigkeit des Antragstellers ist der Antragsteller
allein in Dresden bei seiner jetzigen Ehefrau und seinem Kind J. wohnhaft. Der
Antragsteller bezog bis einschlieÃ�lich 14. September 2005 Arbeitslosengeld I. Seit
15. September 2005 geht er einer sozialversicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung in
Dresden nach, aus der er einen monatlichen Arbeitslohn in HÃ¶he von 1.600,00 EUR
brutto (= ca. 1.245,00 EUR netto) erzielt. Die Antragsgegnerin erbringt der
Bedarfsgemeinschaft des Antragstellers Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes nach dem SGB II wie folgt:

Â· mit Bewilligungsbescheid vom 1. September 2005 wurde der
Bedarfsgemeinschaft des Antragstellers Arbeitslosengeld II fÃ¼r den Zeitraum vom
1. August 2005 bis 31. August 2005 in HÃ¶he von 194,72 EUR monatlich sowie fÃ¼r
den Zeitraum vom 1. Sep-tember 2005 bis 31. Januar 2006 in HÃ¶he von 340,76
EUR monatlich bewilligt, Â· mit Ã�nderungsbescheid vom 29. September 2005
wurde der Bedarfsgemeinschaft des Antragstellers Arbeitslosengeld II fÃ¼r den
Zeitraum vom 1. August 2005 bis 31. August 2005 in HÃ¶he von 217,52 EUR
monatlich sowie fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Sep-tember 2005 bis 31. Januar 2006 in
HÃ¶he von 376,76 EUR monatlich bewilligt, Â· mit Ã�nderungsbescheid vom 4.
Oktober 2005 wurde der Bedarfsgemeinschaft des Antragstellers Arbeitslosengeld II
fÃ¼r den Zeitraum vom 1. August 2005 bis 31. August 2005 in HÃ¶he von 217,52
EUR monatlich, fÃ¼r den Zeitraum vom 1. September 2005 bis 30. September 2005
in HÃ¶he von 756,94 EUR monatlich sowie fÃ¼r den Zeit-raum vom 1. Oktober
2005 bis 31. Januar 2006 in HÃ¶he von 1.089,60 EUR monatlich bewilligt, Â· mit
Ã�nderungsbescheid vom 20. Oktober 2005 wurde der Bedarfsgemeinschaft des
Antragstellers Arbeitslosengeld II fÃ¼r den Zeitraum vom 1. August 2005 bis 31.
August 2005 in HÃ¶he von 217,52 EUR monatlich, fÃ¼r den Zeitraum vom 1.
September 2005 bis 30. September 2005 in HÃ¶he von 576,04 EUR monatlich sowie
fÃ¼r den Zeit-raum vom 1. Oktober 2005 bis 31. Januar 2006 in HÃ¶he von 701,45
EUR monatlich bewilligt.

Zur Wahrnehmung seines Umgangsrechts beabsichtigt der Antragsteller einmal
monatlich mit der Bahn nach Karlsruhe und zurÃ¼ck zu reisen, wobei er eine
Pension fÃ¼r die Ã�bernachtung von Samstag auf Sonntag in Anspruch zu nehmen
beabsichtigt. Solche mo-natlichen Besuche seines Kindes nahm der Antragsteller bis
einschlieÃ�lich Juli 2005 re-gelmÃ¤Ã�ig wahr. FÃ¼r die einfache Bahnfahrt fallen
Kosten in HÃ¶he von jeweils 92,00 EUR an. Die Kosten der Unterkunft betragen
fÃ¼r die Ã�bernachtung in einer Pension tÃ¤glich jeweils 30,00 EUR.

Am 2. September 2005 beantragte der Antragsteller bei der Antragsgegnerin die
Ã�bernah-me der Fahrtkosten sowie weiterer sonstiger Kosten zur AusÃ¼bung
seines Umgangsrechts mit seinem Sohn N. als Beihilfe. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte
er aus, dass seine Ehefrau im Be-zug von Arbeitslosengeld II stehe und zu ihrer
Bedarfsermittlung sein Einkommen heran-gezogen worden sei. Kosten fÃ¼r die mit
dem Jugendamt und seiner geschiedenen Frau ge-schlossenen
Umgangsvereinbarung seien nicht berÃ¼cksichtigt worden. Aus diesem Grund
wÃ¼rden ihm die Mittel zur Finanzierung der Fahrten zur AusÃ¼bung seines
Umgangsrechtes mit seinem Sohn N. fehlen. Die dafÃ¼r erforderlichen Mittel
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stÃ¼nden ihm nicht zur VerfÃ¼-gung. Die AusÃ¼bung des Umgangsrechts gehÃ¶re
zum notwendigen Lebensbedarf. Ein Er-messen des SozialleistungstrÃ¤gers sei
diesbezÃ¼glich nicht gegeben, so dass eine Ablehnung nicht gerechtfertigt sei.
Kosten der AusÃ¼bung des Umgangsrechts seien als GrundbedÃ¼rf-nisse des
tÃ¤glichen Lebens ohne RÃ¼cksicht auf Verwertbarkeit und Finanzierbarkeit zu
Ã¼bernehmen.

Mit Bescheid vom 8. September 2005 lehnte die Antragsgegnerin den Antrag des An-
tragstellers auf Ã�bernahme der Kosten zur AusÃ¼bung des Umgangsrechts ab. Zur
BegrÃ¼n-dung fÃ¼hrte sie aus: Die vom Antragsteller beantragte Sonderleistung
sei durch das Ein-kommen des Antragstellers abgedeckt und stelle nach den
vorliegenden Unterlagen keinen unabweisbaren Bedarf zur Sicherung des
Lebensunterhaltes dar, so dass eine Ã�bernahme der Kosten nicht mÃ¶glich sei.

Hiergegen legte der Antragsteller mit Schreiben vom 26. September 2005
Widerspruch ein, der mit Schriftsatz seiner ProzessbevollmÃ¤chtigten vom 13.
Oktober 2005 begrÃ¼ndet wurde.

Mit Schriftsatz vom 5. Oktober 2005, der beim Sozialgericht Dresden am 7. Oktober
2005 einging, beantragte der Antragsteller beim Sozialgericht Dresden
einstweiligen Rechts-schutz auf der Grundlage von Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II.

Mit Widerspruchsbescheid vom 12. Oktober 2005 wies die Antragsgegnerin den
Wider-spruch des Antragstellers als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung
fÃ¼hrte sie aus: Leistun-gen zur Ã�bernahme von Kosten, welche im Rahmen der
Wahrnehmung des Umgangs-rechts mit AngehÃ¶rigen entstehen, kÃ¶nnten
allenfalls als Leistungen nach Â§ 73 SGB XII durch den nach Â§Â§ 97 bis 99 SGB XII
zustÃ¤ndigen SozialhilfetrÃ¤ger erbracht werden. Da die Antragsgegnerin als
TrÃ¤ger der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende nach dem SGB II nicht der
zustÃ¤ndige SozialhilfetrÃ¤ger sei, kÃ¶nne schon aus diesem Grunde keine Ã�ber-
nahme der beantragten Kosten fÃ¼r die Wahrnehmung des Umgangsrechts
erfolgen. Die Wahrnehmung des Umgangsrechts stelle keinen unabweisbaren
Bedarf im Sinne des Â§ 23 Abs. 1 SGB II dar. Ein Bedarf sei nur dann unabweisbar,
wenn er nicht aufschiebbar, daher zur Vermeidung einer akuten Notsituation
unvermeidlich sei und nicht erwartet werden kÃ¶nne, dass der HilfebedÃ¼rftige
diesen Bedarf mit der nÃ¤chsten Regelleistung ausgleichen kÃ¶nne. Die
Wahrnehmung des Umgangsrechts kÃ¶nne durchaus aufgeschoben werden. Ein
ggf. aus objektiven (z.B. finanziellen) GrÃ¼nden verschobener Besuch des
leiblichen Kindes stelle im Regelfall keine akute Notsituation dar, zumal
Nichtanspruchsberechtigte von So-zialleistungen diese EinschrÃ¤nkungen auch
hinnehmen mÃ¼ssten. Es kÃ¶nne vom Antragstel-ler sehr wohl erwartet werden,
aus seinem eigenen Einkommen (Arbeitslosengeld nach dem SGB III bis 14.
September 2005 bzw. Arbeitsentgelt ab 15. September 2005) entspre-chende
BetrÃ¤ge anzusparen, um die Kosten fÃ¼r die Besuche bei seinem leiblichen Sohn
aufzubringen. Eine akute Notsituation nach Â§ 23 Abs. 1 SGB II sei auch deshalb
nicht er-fÃ¼llt, da dem Antragsteller nicht erst seit Antragstellung bekannt sei, dass
Kosten fÃ¼r die Wahrnehmung des Umgangsrechts entstehen wÃ¼rden. Die
Entstehung der Kosten fÃ¼r die Wahrnehmung des Umgangsrechts stelle also keine
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unvorhergesehene erwachsene Notsi-tuation dar. Auf die HÃ¶he der Kosten kÃ¶nne
bereits im Vorfeld Einfluss genommen wer-den. Ferner seien die Kosten fÃ¼r die
Wahrnehmung des Umgangsrechts erst durch das Handeln des Antragstellers
entstanden (Wegzug aus der nÃ¤heren Umgebung des leiblichen Sohnes). Diese
Kosten hÃ¤tten daher vermieden werden kÃ¶nnen und wÃ¤ren insoweit sehr wohl
abweisbar.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger mit Schriftsatz vom 24. Oktober 2005, welcher am 25.
Okto-ber 2005 beim Sozialgericht Dresden einging, Klage. Die Klage wurde beim
Sozialgericht Dresden unter dem Aktenzeichen S 23 AS 1079/05 erfasst und
registriert.

Zur BegrÃ¼ndung seines einstweiligen Rechtsschutzantrages fÃ¼hrt der
Antragsteller aus: Es sei nicht nachvollziehbar, dass die Antragsgegnerin die
Auffassung vertrete, die begehrte Sonderleistung sei durch das Einkommen des
Antragstellers abgedeckt. Die Antragsgegne-rin Ã¼bersehe, dass der Antragsteller
zunÃ¤chst gehalten sei, sein Einkommen der Bedarfs-gemeinschaft zur VerfÃ¼gung
zu stellen. Dieses Einkommen werde anteilig auf die Mitglie-der der
Bedarfsgemeinschaft verteilt. Im Hinblick auf die Regelungen des Â§ 9 Abs. 2 Satz 3
SGB II sei der Antragsteller berechtigt, eigene LeistungsansprÃ¼che nach dem SGB
II geltend zu machen. Die beantragten Kosten zur AusÃ¼bung des Umgangsrechts
seien auf der Grundlage des Â§ 23 Abs. 1 SGB II zu erbringen. Der Antragsteller sei
nicht in der La-ge, die Kosten, die mit der Wahrnehmung des Umgangsrechts
verbunden seien, aus seinem VermÃ¶gen oder auf andere Weise zu decken. Bereits
das Bundesverfassungsgericht habe klargestellt, dass das Umgangsrecht des nicht
sorgeberechtigten Elternteils unter dem Schutz des Art. 6 Abs. 2 GG stehe. Nach
dieser Rechtsprechung gehÃ¶rten die durch die Wahrnehmung des Umgangsrechts
entstehenden Kosten zu einem sozialhilferechtlich an-erkannten Bedarf, der im
Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt zu erfÃ¼llen sei. Diese Rechtsprechung sei
auch unter Geltung des SGB II fortzusetzen.

Der Antragsteller beantragt,

die Antragsgegnerin im Wege des vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes zu verpflichten, dem
Antragsteller auf seinen Antrag vom 2. September 2005 vorlÃ¤ufig, unter dem
Vorbehalt der RÃ¼ckforderung, Geldleistungen durch Ã�bernahme der notwendigen
Fahrt- und Unterkunftskosten nach Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II zur AusÃ¼bung
seines Umgangsrechts mit seinem Sohn N. zu gewÃ¤hren.

Die Antragsgegnerin beantragt,

den Antrag auf GewÃ¤hrung eines einstweiligen Rechtsschutzes abzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung nahm sie zum einen Bezug auf den Widerspruchsbescheid vom
12. Okto-ber 2005 und fÃ¼hrte zum anderen ergÃ¤nzend aus: Die Wahrnehmung
des Umgangsrechts stelle bereits dem Grunde nach keinen unabweisbaren Bedarf
nach Â§ 23 Abs. 1 SGB II dar. Im Ã�brigen sei der Aufwand fÃ¼r die Wahrnehmung
des Umgangsrechts bereits mit dem Regelbedarf nach Â§ 20 SGB II abgedeckt.
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DarÃ¼ber hinaus sei im Rahmen des scheidungs-rechtlichen Verfahrens keine
schriftliche Fixierung dahingehend erfolgt, wer die Kosten des Umgangs zu tragen
habe und wie der Umgang im Einzelnen ablaufen solle. Der KlÃ¤ger sei danach
durchaus nicht zur alleinigen BewÃ¤ltigung der Kosten fÃ¼r die Wahrnehmung des
Umgangsrechts verpflichtet. Hieraus ergÃ¤be sich auch keine Verpflichtung Dritter
fÃ¼r die Ã�bernahme der genannten Kosten. Die Bestimmung des Â§ 23 Abs. 1 SGB
II stelle zu-dem keine Auffangvorschrift fÃ¼r in Â§ 21 SGB II nicht genannte
Mehrbedarfe dar. Ein RechtsschutzbedÃ¼rfnis sei daher nicht festzustellen.
DarÃ¼ber hinaus stehe einem Anspruch des Antragsteller sein
ErwerbstÃ¤tigenfreibetrag nach Â§ 30 SGB II in HÃ¶he von monatlich 226,06 EUR
entgegen, den der Antragsteller fÃ¼r die Kosten zur AusÃ¼bung des
Umgangsrechts einsetzen kÃ¶nne.

Das Gericht hat die Sach- und Rechtslage mit den Beteiligten am 2. November 2005
erÃ¶r-tert und Beweis erhoben durch persÃ¶nliche AnhÃ¶rung der Ehefrau des
Antragstellers sowie durch verschiedene Recherchen im Internet. Auf das Protokoll
des ErÃ¶rterungstermins und die Internetrecherchen, die mit den Beteiligten im
gerichtlichen ErÃ¶rterungstermin bespro-chen und ausgewertet worden sind, wird
insoweit vollstÃ¤ndig und ausdrÃ¼cklich Bezug ge-nommen. Das Gericht hat des
Weiteren die KontoauszÃ¼ge des Antragstellers beigezogen. Aus den
KontoauszÃ¼gen des Antragstellers ergibt sich ein jeweiliger Habenssaldo mit
Stand vom 30. September 2005 in HÃ¶he von 1.073,61 EUR sowie in HÃ¶he von
331,98 EUR.

Das Gericht hat die Verwaltungsakte der Antragsgegnerin mit der Nummer: â�¦
beigezogen und zum Gegenstand des Verfahrens gemacht.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
beigezoge-ne Akte sowie die Gerichtsakte und die gewechselten SchriftsÃ¤tze
insgesamt ergÃ¤nzend Bezug genommen.

II.

Der Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet, so dass
ihm statt-zugeben war.

Inhaltlich handelt es sich um einen Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Regelungsanord-nung nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)
mit dem Begehren, die Antragsgegnerin zu verpflichten, die notwendigen Fahrt- und
Unterkunftskosten des An-tragstellers zur AusÃ¼bung seines Umgangsrechts mit
seinem leiblichen, minderjÃ¤hrigen Sohn N. in Form von Geldleistungen nach dem
Zweiten Buch des Sozialgesetzbuches (SGB II) an den Antragsteller zu gewÃ¤hren.

Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG lautet: "Einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung
eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig,
wenn eine sol-che Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig
erscheint."
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Der Antrag hat daher dann Aussicht auf Erfolg, wenn ein sog. Anordnungsanspruch
und ein sog. Anordnungsgrund vorliegen. FÃ¼r eine vorlÃ¤ufige Entscheidung, d.h.
bis zur Ent-scheidung des Gerichts Ã¼ber die Klage im Verfahren S 23 AS 1079/05,
mÃ¼ssen gewichtige GrÃ¼nde vorliegen; dies ist der sog. Anordnungsgrund. Er
liegt vor, wenn dem Antragsteller wesentliche, insbesondere irreversible Nachteile
drohen, die fÃ¼r ihn ein Abwarten bis zur Entscheidung in der Hauptsache
unzumutbar machen und die Regelung zur Verhinderung dieser unzumutbaren
Nachteile durch eine Anordnung nÃ¶tig erscheint (vgl. BVerfG, Be-schluss vom
19.10.1977, Az: 2 BvR 42/76). Sinn und Zweck des einstweiligen Rechts-
schutzverfahrens liegen in der Sicherung der EntscheidungsfÃ¤higkeit und der
prozessualen Lage, um eine endgÃ¼ltige Rechtsverwirklichung im
Hauptsacheverfahren zu ermÃ¶glichen. Das einstweilige Rechtsschutzverfahren will
nichts anderes, als allein wegen der Zeitdi-mension der Rechtserkenntnis und der
Rechtsdurchsetzung im Hauptsacheverfahren eine zukÃ¼nftige oder
gegenwÃ¤rtige prozessuale Rechtsstellung vor zeitÃ¼berholenden Entwick-lungen
sichern (so ausdrÃ¼cklich: SÃ¤chsisches LSG, Beschluss vom 11.02.2004, Az: L 1 B
227/03 KR-ER). Weiterhin muss ein sog. Anordnungsanspruch vorliegen. Dabei muss
es sich um einen der Durchsetzung zugÃ¤nglichen materiell-rechtlichen Anspruch
(vgl. Berlit, info also 2005, 3, 7 sowie im Anschluss hieran ausdrÃ¼cklich:
SÃ¤chsisches LSG, Beschluss vom 14.04.2005, Az: L 3 B 30/05 AS/ER und
SÃ¤chsisches LSG, Beschluss vom 19.09.2005, Az: L 3 B 155/05 AS/ER) des
Antragstellers handeln.

Eine einstweilige Anordnung ergeht demnach nur, wenn sie zur Abwendung
wesentlicher, nicht wiedergutzumachender Nachteile fÃ¼r den Antragsteller
notwendig ist. Dabei hat der Antragsteller wegen der von ihm geltend gemachten
EilbedÃ¼rftigkeit der Entscheidung die Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass einer
einstweiligen Anordnung nach Â§Â§ 202 SGG, 294 der Zivilprozessordnung (ZPO),
also Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund, glaubhaft zu machen.

1.

Der Antragsteller hat den Anordnungsgrund glaubhaft gemacht. Er hat glaubhaft
dargelegt und nachgewiesen, dass ihm durch ein Zuwarten auf eine Entscheidung
in der Hauptsache wesentliche Nachteile drohen. Die tatsÃ¤chliche und
kontinuierliche AusÃ¼bung seines Um-gangsrechts mit seinem leiblichen Sohn ist
aufgrund der finanziellen Situation des An-tragstellers nicht gesichert. Er Ã¼bt sein
Umgangsrecht bereits seit August 2005 nicht mehr aus, weil â�� wie die Ehefrau
des Antragstellers im gerichtlichen ErÃ¶rterungstermin angab â�� die finanziellen
Reserven der Familie, nÃ¤mlich das Sparguthaben von einem Sparbuch er-schÃ¶pft
sind. Gegenstand des Verfahrens sind Leistungen der Grundsicherung, die garan-
tieren sollen, dass der Anspruchsberechtigte ein menschenwÃ¼rdiges,
existenzsicherndes Leben fÃ¼hren kann. Aus diesem Grund kann dem Antragsteller
â�� entgegen der Ansicht der Antragsgegnerin â�� nicht zugemutet werden, sich
bis zur Entscheidung in der Hauptsache mit einem geringeren Lebensunterhalt zu
begnÃ¼gen, wenn er einen Anspruch darauf min-destens glaubhaft gemacht hat.
Hinzu kommt als weitere und insoweit den existenzsi-chernden Charakter der
begehrten Leistung unterstÃ¼tzende, ErwÃ¤gung, dass das Umgangs-recht des
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Antragstellers mit seinem leiblichen Sohn kontinuierlich durchzufÃ¼hren ist.
MÃ¼sste der Antragsteller eine Entscheidung in der Hauptsache abwarten,
kÃ¶nnten mÃ¶gli-cherweise Jahre vergehen. Ein derartiges Abwarten ist dem
Antragsteller im Hinblick auf sein grundrechtlich garantiertes Recht aus Art. 6 Abs. 2
des Grundgesetzes (GG) nicht zu-mutbar, weil dieses Grundrecht sonst im Ergebnis
leer laufen wÃ¼rde. Dem Gericht ist daher nicht nachvollziehbar, auf Grund welcher
ErwÃ¤gungen die Antragsgegnerin zu dem Er-gebnis gelangen kann, dass fÃ¼r den
einstweiligen Rechtsschutzantrag kein Rechtsschutzbe-dÃ¼rfnis bestehen solle. Das
â�� wie bereits betont kontinuierlich durchzufÃ¼hrende â�� Um-gangsrecht
ermÃ¶glicht dem nichtsorgeberechtigten und erst recht sorgeberechtigten Eltern-
teil, sich von dem kÃ¶rperlichen und geistigen Befinden des Kindes und seiner
Entwicklung durch Augenschein und gegenseitige Absprache fortlaufend zu
Ã¼berzeugen, die verwandt-schaftlichen Beziehungen zu ihm aufrechtzuerhalten
und einer Entfremdung vorzubeugen, sowie dem LiebesbedÃ¼rfnis beider Teile
Rechnung zu tragen (vgl. dazu ausdrÃ¼cklich: BVerfG, Kammerbeschluss vom
25.10.1994, Az: 1 BvR 1197/93 und BVerwG, Urteil vom 22.08.1995, Az: 5 C 15/94).
Aus diesen GrÃ¼nden kann der Antragsteller nicht darauf ver-wiesen werden, sein
Umgangsrecht mangels finanzieller Mittel solange zurÃ¼ckzustellen, bis das Gericht
in der Hauptsache entschieden hat.

2.

Dem Antragsteller steht entgegen der Rechtsansicht der Antragsgegnerin auch ein
Anord-nungsanspruch zu, weil er Anspruch auf die begehrte vorlÃ¤ufige
GewÃ¤hrung der notwendi-gen Kosten zur AusÃ¼bung des Umgangsrechts mit
seinem Sohn N. hat.

a)

Entgegen der Rechtsansicht der Antragsgegnerin ist Anspruchsgrundlage nicht Â§
73 des ZwÃ¶lften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII). DiesbezÃ¼glich hatte bereits
das Landesso-zialgericht Niedersachsen/Bremen mit Beschluss vom 28.04.2005
(Az.: L 8 AS 57/05 ER) Folgendes ausgefÃ¼hrt:

"Die von â�¦ der Antragsgegnerin favorisierte Heranziehung von Â§ 73 SGB XII mit
der Folge der ZustÃ¤ndigkeit des TrÃ¤gers der Sozialhilfe scheidet aus. Nach Â§ 73
SGB XII kÃ¶nnen Leistungen auch in sonstigen Lebenslagen erbracht werden, wenn
sie den Ein-satz Ã¶ffentlicher Mittel rechtfertigen, wobei Geldleistungen als Beihilfe
oder als Darle-hen erbracht werden. Diese Vorschrift entspricht Â§ 27 Abs. 2 BSHG,
die sich in Ab-schnitt 3 des BSHG befand, dem Abschnitt Ã¼ber die Hilfe in
besonderen Lebenslagen, die zu unterscheiden war von der Hilfe zum
Lebensunterhalt, die in den Â§Â§ 11 bis 26 BSHG (Abschnitt 2) geregelt war. Zwar
kennt das SGB XII diese ausdrÃ¼ckliche Unter-scheidung zwischen Hilfe zum
Lebensunterhalt und Hilfe in besonderen Lebenslagen nicht mehr; sie ist allerdings
in der Sache beibehalten worden. Denn in den Â§Â§ 47 bis 74 SGB II befinden sich
die Regelungen, die der Hilfe in besonderen Lebenslagen des BSHG entsprechen.
Dieser Umstand ist bei der fraglichen Heranziehung von Â§ 73 SGB XII, der sich
demnach in dem Abschnitt der "Hilfe in besonderen Lebenslagen" befin-det, zu
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berÃ¼cksichtigen. Denn unter Geltung des BSHG wurden die hier fraglichen
Leistungen ohne weiteres der Hilfe zum Lebensunterhalt und nicht der Hilfe in
beson-deren Lebenslagen zugeordnet. Es besteht daher kein Anlass, unter Geltung
des SGB II bzw. des SGB XII zu einer anderen Betrachtungsweise Ã¼berzugehen,
also die fragli-chen Umgangskosten nunmehr der Hilfe in besonderen Lebenslagen
zuzuordnen. Zur VorgÃ¤nger-Vorschrift des Â§ 27 Abs. 2 BSHG wurde die Ansicht
vertreten, dass es sich um eine generelle Auffangnorm fÃ¼r unbekannte Notlagen
handelte, allerdings fÃ¼r Notlagen in besonderen Lebenslagen. Vorausgesetzt
wurde, dass fÃ¼r die fragliche Le-benslage keine spezialgesetzliche Regelung fÃ¼r
eine Hilfeleistung vorhanden war (vgl. Armborst in: Lehr- und Praxiskommentar zum
BSHG, 6. Auflage 2003, Â§ 27, Rn. 6 ff.; Schellhorn, Kommentar zum BSHG, 16.
Auflage 2002, Â§ 27, Rn. 10 ff.; Oesterrei-cher/Schelter/Kuntz, Kommentar zum
BSHG, Loseblattsammlung, Stand Juni 2003, Â§ 27, Rn. 4 f.). Dem entspricht die
Kommentierung zu Â§ 73 SGB XII. Insbesondere darf durch die Anwendung von Â§
73 SGB XII nicht die Absicht des Gesetzgebers un-terlaufen werden, der mit der
Neuregelung durch das SGB II und das SGB XII die Ge-wÃ¤hrung einmaliger bzw.
besonderer Bedarfslagen abschaffen wollte. Die Vorschrift des Â§ 73 SGB XII ist
daher keine generelle Auffangnorm fÃ¼r sÃ¤mtliche Hilfearten. Vielmehr folgt aus
ihrer systematischen Stellung im Teil der "Hilfe in besonderen Le-benslagen", dass
sich die Vorschrift nur auf Hilfesituationen beziehen kann, die in ihrer TypizitÃ¤t
nicht zur Hilfe zum Lebensunterhalt gehÃ¶ren (vgl. Wahrendorf in: Gru-
be/Wahrendorf, Kommentar zum SGB XII, 1. Auflage 2005, Â§ 73, Rn. 3; anderer An-
sicht wohl: Conradis, aaO, Seite 440 f.). Mithin ist zu verlangen, dass die Hilfe in
sons-tigen Lebenslagen des Â§ 73 SGB XII eine gewisse NÃ¤he zu den "Hilfen in
besonderen Lebenslagen" der Â§Â§ 47 bis 74 SGB XII hat. Dies kann bei den hier
fraglichen Kosten des Umgangsrechts nicht festgestellt werden, weil diese der Hilfe
zum Lebensunterhalt zuzuordnen sind. Bei einem erwerbsunfÃ¤higen
HilfebedÃ¼rftigen sind die Umgangskos-ten daher nach Â§ 37 SGB XII zu
behandeln."

Dieser Ansicht schlieÃ�t sich das erkennende Gericht ausdrÃ¼cklich an, zumal von
der An-tragsgegnerin keine nachvollziehbaren entgegenstehenden GrÃ¼nde
angegeben wurden und sich im Ã�brigen diese Rechtsprechung bereits als
zutreffend etabliert hat (vgl. diesbezÃ¼g-lich ebenso: SG Speyer, Beschluss vom
23.08.2005, Az.: S 10 ER 178/05 AS; SG Duis-burg, Beschluss vom 11.07.2005, Az.: 
S 27 AS 233/05 ER; SG Aurich, Urteil vom 16.06.2005, Az: S 13 SO 18/05; SG
Reutlingen, Beschluss vom 20.04.2005, Az: S 3 SO 780/05 ER; anderer Ansicht
lediglich: SG Hannover, Beschluss vom 07.02.2005, Az: S 52 SO 37/05 ER;
offengelassen bspw. von: Hessisches LSG, Beschluss vom 23.09.2005, Az: L 7 B
132/05 AS sowie LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 17.08.2005, Az: L 7 SO
2117/05 ER-B). Das erkennende Gericht erachtet diesbezÃ¼glich fÃ¼r
entscheidend, dass die Heranziehung des Â§ 73 SGB XII bereits aus systematischen
GrÃ¼nden scheitert, weil die Norm systematisch im 9. Kapitel des SGB XII, das
"Hilfe in anderen Lebenslagen" be-trifft, eingeordnet ist. Die Hilfe in anderen
Lebenslagen ist jedoch von der Hilfe zum Le-bensunterhalt zu unterscheiden. Es
handelt sich vorliegend nicht um eine "andere Lebens-lage" im Sinne des SGB XII,
so dass die Vorschriften der Â§Â§ 70 ff SGB XII schon dem Grunde nach keine
Anwendung finden.
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b)

Anspruchsgrundlage fÃ¼r das Begehren des Antragstellers ist Â§ 23 Abs. 1 Satz 1
des Zwei-ten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II). Diese Vorschrift lautet: Kann im
Einzelfall ein von den Regelleistungen umfasster (dazu sogleich unter aa) und nach
den UmstÃ¤nden unab-weisbarer Bedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts (dazu
sogleich unter bb) weder durch das VermÃ¶gen nach Â§ 12 Abs. 2 Nr. 4 (SGB II)
(dazu sogleich unter cc) noch auf andere Weise gedeckt werden (dazu sogleich
unter dd), erbringt die Agentur fÃ¼r Arbeit bei entsprechendem Nachweis den
Bedarf als Sachleistung oder als Geldleistung und gewÃ¤hrt dem HilfebedÃ¼rftigen
ein entsprechendes Darlehen (dazu sogleich unter ee).

Die Tatbestandsvoraussetzungen dieser Vorschrift liegen vor, soweit die
notwendigen Fahrkosten und Unterkunftskosten zur AusÃ¼bung des
Umgangsrechtes vom Antragsteller begehrt werden.

Hierbei ist zunÃ¤chst Folgendes zu berÃ¼cksichtigen: Bereits unter Geltung des bis
zum 31. Dezember 2004 geltenden BSHG war anerkannt, dass die hier streitigen
Kosten zur Wahr-nehmung des Umgangsrechts als Teil der Sozialhilfe â�� Hilfe zum
Lebensunterhalt â�� vom zustÃ¤ndigen SozialhilfetrÃ¤ger zu Ã¼bernehmen waren
(vgl. BVerwG, Urteil vom 22.08.1995, Az: 5 C 15/94). Das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG, Kammerbeschluss vom 25.10.1994, Az: 1 BvR 1197/93) hat klargestellt,
dass das Umgangsrecht des nicht sorge-berechtigten Elternteils unter dem Schutz
von Art 6 Abs. 2 GG steht (Hinweis auch auf die Entscheidung des BVerfG vom
31.05.1983, Az: 1 BvL 11/80); nichts anderes gilt fÃ¼r das Umgangsrecht des
sorgeberechtigten Elternteils. Nach dieser Rechtsprechung gehÃ¶rten die durch die
Wahrnehmung des Umgangsrechts entstehenden Kosten zu einem sozialhilfe-
rechtlich anzuerkennenden Bedarf, der im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt
zu erfÃ¼l-len war. Diese Rechtsprechung ist auch unter Geltung des SGB II
fortzusetzen (so aus-drÃ¼cklich und zutreffend: LSG Niedersachsen/Bremen,
Beschluss vom 28.04.2005, Az: L 8 AS 57/05 ER; SG Berlin, Urteil vom 02.08.2005,
Az: S 63 AS 1311/05; SG MÃ¼nster, Beschluss vom 22.03.2005, Az: S 12 AS 18/05
ER; SG Schleswig, Beschluss vom 09.03.2005, Az: S 2 AS 52/05 ER). Allerdings muss
hierbei berÃ¼cksichtigt werden, dass die Kosten des Umgangsrechts als nicht durch
die Regelsatzleistungen abgegolten angese-hen wurden. Er wurde deshalb â�� je
nach Lage des Einzelfalls â�� als einmaliger oder beson-derer Bedarf angenommen,
fÃ¼r den einmalige Leistungen nach Â§ 21 Abs. 1 bzw. 1a Nr. 7 (besondere
AnlÃ¤sse) BSHG oder besondere Leistungen nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 BSHG in
Betracht kamen. Eine derartige Betrachtungsweise kann zwar unter der Geltung des
SGB II nicht mehr angestellt werden, weil dieses entsprechende Leistungen dem
Grunde nach nicht mehr vorhÃ¤lt. Denn durch die Regelleistung des Â§ 20 SGB II
werden grundsÃ¤tzlich sÃ¤mtliche laufenden und auch einmaligen Bedarfe
abgegolten; das Arbeitslosengeld II ist eine pauschalierte Regelleistung;
Mehrbedarfe sind nur fÃ¼r bestimmte Fallgestaltungen in Â§ 21 SGB II vorgesehen.
EinschlÃ¤gig ist im vorliegenden Fall jedoch Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II. Diese
Regelung stellt klar, wie zu verfahren ist, wenn im Einzelfall ein von den
RegelsÃ¤tzen umfasster und nach den UmstÃ¤nden unabweisbarer Bedarf nicht
gedeckt wer-den kann. Soweit das fÃ¼r diesen Fall zur Ansparung vorgesehene
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VermÃ¶gen nach Â§ 12 Abs. 2 Nr. 4 SGB II im Einzelfall nicht oder nicht in
ausreichender HÃ¶he zur VerfÃ¼gung steht und der Leistungsberechtigte vorrangig
auch nicht auf eine andere Bedarfsdeckung wie z.B. auf Gebrauchtwarenlager und
auf Kleiderkammern verwiesen werden kann, er-bringt der LeistungstrÃ¤ger bei
Nachweis des unabweisbaren Bedarfs eine Sachleistung oder Geldleistung in Form
eines Darlehens (so die amtliche GesetzesbegrÃ¼ndung, vgl. BT-Drs. 15/1516, S.
53).

aa)

Da die Regelleistung des Â§ 20 SGB II praktisch den gesamten Bedarf des
Lebensunterhalts umfasst, sind dem Grunde nach abweichende Leistungen fÃ¼r
alle BedarfstatbestÃ¤nde des notwendigen Lebensunterhalts denkbar (vgl. Hofmann
in: MÃ¼nder, Lehr- und Praxiskom-mentar zum SGB II, 1. Auflage 2005, Â§ 23, Rn.
6; zutreffend in diesem ausdrÃ¼cklichen Sinn: LSG Niedersachsen/Bremen,
Beschluss vom 28.04.2005, Az: L 8 AS 57/05 ER; SG Speyer, Beschluss vom
23.08.2005, Az: S 10 ER 178/05 AS). Die hier begehrten Fahr- und
Unterkunftskosten sind dem Grunde nach in der Regelleistung des Â§ 20 Abs. 1 Satz
1 SGB II enthalten. Die Vorschrift lautet: Die Regelleistung zur Sicherung des
Lebensunterhalts umfasst insbesondere ErnÃ¤hrung, Kleidung, KÃ¶rperpflege,
Hausrat, Bedarfe des tÃ¤glichen Lebens sowie in vertretbarem Umfang auch
Beziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen Leben. Die Kosten zur
AusÃ¼bung des Umgangsrechts unterfallen thema-tisch und strukturell am
nahesten den "Beziehungen zur Umwelt" und damit den persÃ¶nli-chen sozialen
AuÃ�enkontakten der HilfebedÃ¼rftigen (ebenso ausdrÃ¼cklich: SG MÃ¼nster,
Beschluss vom 22.03.2005, Az: S 12 AS 18/05 ER; Kalhorn in: Hauck/Noftz,
Kommentar zum SGB II, Stand: Oktober 2005, K Â§ 20, Rn. 16; Lang in:
Eicher/Spellbrink, Kommentar zum SGB II, 1. Aufl. 2005, Â§ 20, Rn. 60; Behrend in:
JURIS-Praxiskommentar zum SGB II, 1. Aufl. 2005, Â§ 23, Rn. 29.1; zur parallelen
Vorschrift des Â§ 27 Abs. 1 Satz 2 SGB XII so auch ausdrÃ¼cklich: SG Reutlingen,
Beschluss vom 20.04.2005, Az: S 3 SO 780/05 ER; zur frÃ¼her parallelen Vorschrift
des Â§ 12 Abs. 1 Satz 2 BSHG so auch ausdrÃ¼cklich: OVG Nordrhein-Westfalen,
Urteil vom 16.03.1990, Az: 24 A 2758/86; zwar von Â§ 20 Abs. 1 Satz 1 SGB II
umfasst, allerdings nicht konkret zugeordnet bspw.: LSG Niedersach-sen/Bremen,
Beschluss vom 28.04.2005, Az: L 8 AS 57/05 ER; SG Speyer, Beschluss vom
23.08.2005, Az: S 10 ER 178/05 AS; SG Schleswig, Beschluss vom 09.03.2005, Az: S
2 AS 52/05 ER; anderer Ansicht [also nicht von den Regelleistungen nach Â§ 20 Abs.
1 SGB II umfasst, so dass Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II lediglich analog anzuwenden
sei]: ThÃ¼ringer LSG, Beschluss vom 15.06.2005, Az: L 7 AS 261/05 ER). Zudem ist
die AufzÃ¤hlung in Â§ 20 Abs. 1 Satz 1 SGB II ohnehin nicht erschÃ¶pfend, wie das
Wort "insbesondere" zeigt, so dass ein expliziter Ausschluss der Kosten zur
AusÃ¼bung des Umgangsrechts von den mit der Regelleistung typisierend und
pauschalierend abgedeckten Bedarfslagen nicht fest-gestellt werden kann.

bb)

Bei der im Falle des Antragstellers ggf. (zu dieser EinschrÃ¤nkung sogleich)
entstehenden HÃ¶he der durch die Wahrnehmung des Umgangsrechts
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entstehenden Fahr- und Unter-kunftskosten in HÃ¶he von monatlich 214,00 EUR
(als angemessener Obergrenze) wird offen-sichtlich, dass die Regelleistungen zur
Bedarfsdeckung nicht ausreichen. Der Antragsteller hat insofern glaubhaft
vorgetragen, dass allein bei den Bahnfahrten nach Karlsruhe (und wieder zurÃ¼ck
nach Dresden) im Monat ein Bedarf von 184,00 EUR entsteht und fÃ¼r die Pen-
sionsÃ¼bernachtung weitere 30,00 EUR im Monat anfallen. Dies belegt anschaulich,
dass die dem Antragsteller zustehende Regelleistung in HÃ¶he von 298,00 EUR
monatlich (Â§ 20 Abs. 3 Satz 1 SGB II i.V.m. Â§ 20 Abs. 2 Alt. 2 SGB II) zur
Bedarfsdeckung nicht ausreicht, ob-wohl der zeitweise Umgang eines Vaters zu
seinem minderjÃ¤hrigen Kind zum notwendi-gen und unabweisbaren Bedarf zur
Sicherung des Lebensunterhalts gehÃ¶rt. Entgegen der Ansicht der
Antragsgegnerin ist der Bedarf des Antragstellers unabweisbar, weil die Aus-
Ã¼bung des Umgangsrechts wegen ihrer KontinuitÃ¤t nicht auf einen spÃ¤teren
Zeitpunkt ver-schoben werden kann; der Lebensbedarf ist immer dann
unabweisbar, wenn der erwerbsfÃ¤-hige HilfebedÃ¼rftige keine MÃ¶glichkeit hat,
die Befriedigung des Bedarfs auf einen spÃ¤te-ren Zeitpunkt zu verschieben (so
zutreffend: Wenzel in: Fichtner/Wenzel, Kommentar zur Grundsicherung, 3. Aufl.
2005, Â§ 23 SGB II, Rn. 3; Kalhorn in: Hauck/Noftz, Kommentar zum SGB II, Stand:
Oktober 2005, K Â§ 20, Rn. 9; Hofmann in: MÃ¼nder, Lehr- und Praxis-kommentar
zum SGB II, 1. Aufl. 2005, Â§ 23, Rn. 7; Schmidt in: Oestreicher, Kommentar zur
Sozialhilfe und Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende, Stand: Juni 2005, Â§ 23 SGB II,
Rn. 16; Behrend in: JURIS-Praxiskommentar zum SGB II, 1. Aufl. 2005, Â§ 23, Rn. 29;
Wieland in: Estelmann, Kommentar zum SGB II, Stand: Juli 2005, Â§ 23, Rn. 11). Da
eine grundsÃ¤tzliche Kostendeckelung fÃ¼r die hier streitigen Kosten zur
AusÃ¼bung des Um-gangsrechts aus verfassungsrechtlichen GrÃ¼nden nicht
zulÃ¤ssig ist (so ausdrÃ¼cklich und zutreffend: LSG Niedersachsen/Bremen,
Beschluss vom 28.04.2005, Az: L 8 AS 57/05 ER; SG MÃ¼nster, Beschluss vom
22.03.2005, Az: S 12 AS 18/05 ER; SG Schleswig, Be-schluss vom 09.03.2005, Az: S
2 AS 52/05 ER unter Hinweis auf: BVerfG, Kammerbe-schluss vom 25.10.1994, Az: 1
BvR 1197/93 und BVerfG, Beschluss vom 31.05.1983, Az: 1 BvL 11/80), muss eine
zusÃ¤tzliche Geldleistung nach Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II erbracht werden (so
ausdrÃ¼cklich und zutreffend: LSG Niedersachsen/Bremen, Beschluss vom
28.04.2005, Az: L 8 AS 57/05 ER; SG MÃ¼nster, Beschluss vom 22.03.2005, Az: S
12 AS 18/05 ER). Wie bereits ausgefÃ¼hrt, stehen die in Â§ 1684 Abs. 1 des
BÃ¼rgerlichen Gesetzbu-ches (BGB) geregelten Rechte und Pflichten des Umgangs
der Eltern mit dem Kind unter dem Schutz des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG. Diesem
Anspruch von Verfassungsrang ist auch im Bereich der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende Rechnung zu tragen; schon mit Blick auf die verfassungsrechtliche
Relevanz des Umgangsrechts ist auch hier zu beachten, dass die Erhaltung der
Eltern-Kind-Beziehung mittels AusÃ¼bung des Besuchsrechts im Einzel-fall nicht
unzumutbar erschwert oder faktisch vereitelt werden darf. Zu berÃ¼cksichtigen ist
insoweit ferner, dass der berechtigte Elternteil nach der Rechtsprechung des
Bundesge-richtshofs (BGH) zum Unterhaltsrecht die mit der Wahrnehmung des
Umgangsrechts ver-bundenen Aufwendungen grundsÃ¤tzlich selbst zu tragen hat
und sie regelmÃ¤Ã�ig weder auf das unterhaltsberechtigte Kind noch den
unterhaltsberechtigten Ehegatten abwÃ¤lzen kann (vgl. BGH, Urteil vom
08.02.1984, Az: IVb ZR 52/82; BGH, Urteil vom 09.11.1994, Az: XII ZR 206/92; BGH,
Urteil vom 23.02.2005, Az: XII ZR 56/02); dabei werden im Ã�bri-gen
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unterhaltsrechtlich zu den Umgangskosten nicht nur die Fahrtkosten, sondern auch
die sonstigen mit den Kontakten verbundenen angemessenen Aufwendungen, also
beispiels-weise auch die Ã�bernachtungs- und Verpflegungskosten, gerechnet (vgl.
BGH, Urteil vom 23.02.2005, Az: XII ZR 56/02). Der Antragsteller kann deshalb â��
entgegen der Behaup-tungen der Antragsgegnerin â�� die Bedarfslage der
AusÃ¼bung des Umgangsrechts zu sei-nem minderjÃ¤hrigen, in Ã¼ber 450 km
Entfernung von ihm untergebrachten Sohn weder aufschieben, noch kann er die
Kosten auf das Kind oder gar die leibliche Mutter abwÃ¤lzen. Es handelt sich daher
um eine atypische Bedarfslage: WÃ¤hrend bei AusÃ¼bung des vÃ¤terli-chen
Umgangsrechts innerhalb einer Ortschaft die Fahrtkosten aus den im Regelsatz ent-
haltenen Kosten fÃ¼r die Benutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel bestritten werden
kÃ¶nnen, ist dies bei verschiedenen Wohnorten der getrenntlebenden oder
geschiedenen Eltern re-gelmÃ¤Ã�ig nicht der Fall.

Zwar sind an die abweichende Bemessung zu Gunsten des Hilfesuchenden hohe
Anforde-rungen zu stellen. Die pauschale Behauptung, dass Mehrkosten entstehen
wÃ¼rden, reicht nicht aus. Fahrtkosten, die in AusÃ¼bung des Umgangsrechts mit
einem Kind entstehen, erfÃ¼llen jedoch diese Voraussetzungen. Zwar gehÃ¶ren
Fahrtkosten grundsÃ¤tzlich zu den Ausgaben, die durch den Regelsatz abgegolten
sind. ZusÃ¤tzliche Kosten, die ein durch Art. 6 GG verfassungsrechtlich fundiertes
Gewicht erhalten, sind jedoch zusÃ¤tzlich zu den RegelsÃ¤tzen zu gewÃ¤hren (so
auch zutreffend: SG Reutlingen, Beschluss vom 20.04.2005, Az: S 3 SO 780/05 ER;
im Ergebnis ebenso: LSG Schleswig, Beschluss vom 08.08.2005, Az: L 9 B 158/05 SO-
ER; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 17.08.2005, Az: L 7 SO 2117/05 ER-
B; SG Berlin, Urteil vom 02.08.2005, Az: S 63 AS 1311/05).

Allerdings ist das erkennende Gericht der Auffassung, dass sich die GewÃ¤hrung
von Kos-ten zur AusÃ¼bung des Umgangsrechts durch die TrÃ¤ger der Leistungen
zur Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nicht nur auf die notwendigen, sondern
auch auf die angemessenen Kosten beschrÃ¤nkt. Das Kriterium der
Angemessenheit der zu Ã¼bernehmenden Kosten er-gibt sich dabei zum einen aus
dem Tatbestandsmerkmal der Unabweisbarkeit des atypi-schen Bedarfs in Â§ 23
Abs. 1 Satz 1 SGB II und zum anderen aus dem Tatbestandsmerk-mal des
"vertretbaren Umfangs" der Beziehungen zur Umwelt in Â§ 20 Abs. 1 Satz 1 SGB II.
DarÃ¼ber hinaus ist nach Ansicht des erkennenden Gerichts der Grundsatz zu
beachten, dass die Leistungen nach dem SGB II lediglich Hilfe zur Selbsthilfe
vermitteln und dem HilfebedÃ¼rftigen nach Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB II obliegt, alle
MÃ¶glichkeiten auszuschÃ¶pfen, seine HilfebedÃ¼rftigkeit zu verringern. Die
UmstÃ¤nde des jeweiligen Einzelfalles sind hin-sichtlich des individuellen
Kostenumfangs und damit der Angemessenheit der Kosten zur AusÃ¼bung des
Umgangsrechts zu berÃ¼cksichtigen. Dieses Erfordernis bezieht sich dabei sowohl
auf die HÃ¶he der Kosten, als auch auf das MaÃ� des Umgangs. Um das
erforderliche MaÃ� des Umgangs festzustellen, sind alle das Eltern-Kind-VerhÃ¤ltnis
bestimmenden Um-stÃ¤nde zu wÃ¼rdigen. Als UmstÃ¤nde des Einzelfalles sind
dabei in den Blick zu nehmen: Alter, Entwicklung und Zahl der Kinder, IntensitÃ¤t
ihrer Bindung zum Umgangsberechtig-ten, Einstellung des anderen Elternteils zum
Umgangsrecht, insbesondere Vorliegen und Inhalt einverstÃ¤ndlicher Regelungen,
Entfernung der jeweiligen Wohnorte beider Elterntei-le und Art der

                            15 / 23

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=XII%20ZR%2056/02
https://dejure.org/gesetze/GG/6.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%203%20SO%20780/05%20ER
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=9%20B%20158/05
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%207%20SO%202117/05%20ER-B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%207%20SO%202117/05%20ER-B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2063%20AS%201311/05
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/23.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/23.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/20.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/2.html


 

Verkehrsverbindungen (so bereits unter Geltung des BSHG: BVerwG, Ur-teil vom
22.08.1995, Az: 5 C 15/94; ebenso ausdrÃ¼cklich im Bereich des SGB II: Behrend
in: JURIS-Praxiskommentar zum SGB II, 1. Aufl. 2005, Â§ 23, Rn. 26).

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben kann im vorliegenden Fall zwar das MaÃ� des Umgangs,
welches der Antragsteller lediglich einmal monatlich am Wochenende auszuÃ¼ben
beabsichtigt, un-ter dem Aspekt der Angemessenheit nicht beanstandet werden.
Insofern sprechen sowohl das Alter des Kindes N. (6 Â¾ Jahre), als auch die groÃ�e
Entfernung (Ã¼ber 450 km), vor allem und maÃ�geblich jedoch auch die am 2.
November 2004 einvernehmlich zwischen den Eltern zum Kindswohl
abgeschlossene Umgangsvereinbarung fÃ¼r die Angemessenheit des
auszuÃ¼benden Umgangsrechts des Antragstellers. Mit der BerÃ¼cksichtigung
einer ein-verstÃ¤ndlichen Regelung zwischen den geschiedenen Eltern Ã¼ber den
Umfang des Um-gangsrechts durch den nichtsorgeberechtigten Elternteil tragen die
BehÃ¶rden und Gerichte nÃ¤mlich dem Umstand Rechnung, dass sich aus der
fortbestehenden Verantwortung ge-genÃ¼ber dem Kinde die Pflicht der
geschiedenen Eltern ergibt, die regelmÃ¤Ã�ig mit der Scheidung fÃ¼r die
Entwicklung des Kindes verbundene SchÃ¤digung nach MÃ¶glichkeit zu mildern und
eine vernÃ¼nftige, den Interessen entsprechende LÃ¶sung fÃ¼r seine Pflege und
Erziehung sowie seine weiteren persÃ¶nlichen Beziehungen zu den nunmehr
getrenntleben-den Eltern zu finden (so ausdrÃ¼cklich: BVerfG, Kammerbeschluss
vom 25.10.1994, Az: 1 BvR 1197/93). Davon wird eine einverstÃ¤ndliche Regelung
des Umfangs des Umgangs-rechts regelmÃ¤Ã�ig bestimmt und geprÃ¤gt sein. Eine
andere Beurteilung ist lediglich dann gerechtfertigt, wenn konkrete Anhaltspunkte
dafÃ¼r bestehen, dass eine solche freie Verein-barung der Eltern hinsichtlich des
Umfangs des Umgangsrechts missbrÃ¤uchlich dazu ge-nutzt werden soll, dass der
â�� nicht hilfebedÃ¼rftige â�� sorgeberechtigte Elternteil seine Un-terhaltspflicht
teilweise auf den SozialhilfetrÃ¤ger verschiebt (so ausdrÃ¼cklich: BVerfG,
Kammerbeschluss vom 25.10.1994, Az: 1 BvR 1197/93). Solche Anhaltspunkte sind
je-doch im vorliegenden Sachverhalt weder ersichtlich, noch von der
Antragsgegnerin dezi-diert vorgetragen, zumal der Antragsteller ohnehin nicht
beabsichtigt, die einvernehmlich vereinbarte 14-tÃ¤gliche AusÃ¼bung des
Umgangsrechts in Anspruch zu nehmen, da er dies auf Grund seiner
BeschÃ¤ftigung im rollenden Schichtsystem zeitlich nicht vereinbaren kann.

Hinsichtlich der HÃ¶he (monatlich 214,00 EUR; bestehend aus zwei Bahnfahrten zu
je 92,00 EUR und einer Ã�bernachtung zu 30,00 EUR) der vom Antragsteller
begehrten Kosten zur Aus-Ã¼bung des Umgangsrechts ist das erkennende Gericht
jedoch nicht gÃ¤nzlich von der An-gemessenheit Ã¼berzeugt. Diese Zweifel
beziehen sich zwar nicht auf die Ã�bernachtungs-kosten, die fÃ¼r eine
PensionsÃ¼bernachtung am Wochenende in den alten BundeslÃ¤ndern mit 30,00
EUR dem Gericht sogar eher preiswert und damit sehr wohl angemessen
erscheinen. Die Zweifel beziehen sich vielmehr auf die Fahrtkosten mit dem doch
relativ teuren Ã¶ffentli-chen Verkehrsmitteln der Deutschen Bahn AG. Insofern ist
das Gericht der Ansicht, dass der Antragsteller entsprechend seiner Obliegenheit
nach Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB II, alle MÃ¶glichkeiten auszuschÃ¶pfen, seine
HilfebedÃ¼rftigkeit zu verringern, bevor er jeweils Ti-ckets der Deutschen Bahn AG
fÃ¼r seine Fahrten Dresden-Karlsruhe-Dresden kÃ¤uflich er-wirbt,
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KostensenkungsbemÃ¼hungen insofern walten lÃ¤sst, als er versucht entweder
Sparta-rife der Deutschen Bahn AG oder Mitfahrgelegenheiten in Anspruch zu
nehmen. Lediglich insoweit trifft auch der Einwand der Antragsgegnerin zu, dass der
Antragsteller im Vorfeld der AusÃ¼bung seines Umgangsrechts Einfluss auf die
HÃ¶he der Kosten nehmen kann. Da-mit wird dem Antragsteller im Ergebnis weder
etwas Unzumutbares noch UnverhÃ¤ltnismÃ¤-Ã�iges abverlangt, vielmehr kommt
er mit einem solchen Verhalten sowohl seiner bereits betonten Obliegenheit aus Â§
2 Abs. 1 Satz 1 SGB II, als auch dem Gebot nach, lediglich angemessene Kosten zu
verursachen, die im Sinne des Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II unab-weisbar und im Sinne
des Â§ 20 Abs. 1 Satz 1 vertretbar sind. Seine von ihm zu fordernde Selbsthilfe â��
die dem Antragsteller konkret und individuell aufzuerlegen ist, damit er eine
verlÃ¤ssliche Hilfestellung an die Hand erhÃ¤lt â�� kann daher aus Sicht des
Gerichts â�� zumal es der Antragsgegnerin insofern an jeglicher
Einzelfallbetrachtungsweise offenbar mangelt â�� beispielhaft lauten, sich jeweils
vor Antritt seiner Fahrten und vor Erwerb von Bahnti-ckets zu bemÃ¼hen, entweder
sich Ã¼ber Spartarife der Deutschen Bahn AG zu informieren und solche (auf Grund
lÃ¤ngerer Buchungsvorlaufzeit) zu nutzen oder Ã¼ber gewerblich or-ganisierte und
betriebene Mitfahrzentralen in Dresden zu preiswerteren Fahrkosten zu ge-langen.
DiesbezÃ¼glich hat das erkennende Gericht den Antragsteller im Rahmen des ge-
richtlichen ErÃ¶rterungstermins auf das vielfÃ¤ltige und umfangreiche Angebot im
Internet unter den Internetseiten www.mitfahren-online.de,
www.mitfahrgelegenheit.de und www.drive2day.de aufmerksam gemacht. Bei der
Dresdner Mitfahrzentrale (www.mitfahren-online.de) konnten gerichtlicherseits
Mitfahrgelegenheiten fÃ¼r die einfa-che Strecke Dresden-Karlsruhe zum
Standardpreis von 32,00 EUR (setzt sich zusammen aus 12,00 EUR
VermittlungsgebÃ¼hr des Mitfahrers, in der eine Weiterreise- und Unfallversiche-
rung enthalten ist, und 20,00 EUR Bezinkostenbeteiligung des Mitfahrers an den
Fahrer) re-cherchiert werden, weshalb das Gericht lediglich in dieser HÃ¶he von
einem angemessenen Mindestpreis der Fahrtkosten zur AusÃ¼bung des
Umgangsrechts des Antragstellers aus-geht, wobei diesbezÃ¼glich jedoch zu
berÃ¼cksichtigen wÃ¤re, dass der Antragsteller wegen verstÃ¤rkten
Wochenendpendelverkehrs eher am Freitag eine solche HinfahrtmÃ¶glichkeit
erlangt, so dass in diesem Fall regelmÃ¤Ã�ig zwei Ã�bernachtungen (von Freitag
auf Samstag und von Samstag auf Sonntag) anfallen wÃ¼rden. Sollte der
Antragsteller trotz hinreichen-der und zeitiger (der Antragsgegnerin
nachzuweisender) BemÃ¼hungen um eine solche Mit-fahrgelegenheit entweder
keine solche Mitfahrgelegenheit finden oder keine Spartarife der Deutschen Bahn
AG nutzen kÃ¶nnen, muss die Antragsgegnerin selbstverstÃ¤ndlich â�� inso-weit
jedoch wiederum originÃ¤r, also nach AusschÃ¶pfung der SelbsthilfemÃ¶glichkeiten
durch den Antragsteller â�� die Kosten der regulÃ¤ren Bahnfahrtickets
Ã¼bernehmen.

Die angemessenen (Mindest-)Kosten sind deshalb auf 124,00 EUR monatlich zu
veranschla-gen; sie setzen sich aus Fahrtkosten in HÃ¶he von 2 x jeweils 32,00 EUR
und Ã�bernachtungs-kosten in HÃ¶he von 2 x 30,00 EUR zusammen. Die
angemessenen (Maximal-)Kosten sind demgegenÃ¼ber auf 214,00 EUR monatlich
zu veranschlagen; sie setzen sich aus Fahrtkosten in HÃ¶he von 2 x jeweils 92,00
EUR und Ã�bernachtungskosten in HÃ¶he von 30,00 EUR zusammen. Auf Grund der
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im Voraus nicht zu prognostizierenden und monatlich nicht vorausschauend zu
kalkulierenden KostensenkungsmÃ¶glichkeiten in tatsÃ¤chlicher Hinsicht
veranschlagt das Gericht die angemessenen (Mittel-)Kosten auf 169,00 EUR; dies ist
das arithmetische Mittel von 124,00 EUR und 214,00 EUR. Damit ist aus Sicht des
Gerichts auch dem Einwand der An-tragsgegnerin, dass der Antragsteller auf die
HÃ¶he der Kosten im Vorfeld Einfluss nehmen kÃ¶nne, hinreichend GenÃ¼ge
getan.

Soweit die Antragsgegnerin jedoch ausgefÃ¼hrt hat, dieser so eben erlÃ¤uterte
Bedarf sei nicht unabweisbar, weil er nicht unvorhersehbar sei, vermag sich das
Gericht dem nicht anzuschlieÃ�en. Zwar wird â�� vereinzelt und ohne jegliche
BegrÃ¼ndung â�� auch in der Kom-mentarliteratur zum SGB II vertreten, dass der
Bedarf (nur dann) unabweisbar sei, wenn er nicht voraussehbar sei (so lediglich
ohne jegliche BegrÃ¼ndung: Herold-Tews in: LÃ¶ns/Herold-Tews, SGB II â��
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende, 1. Aufl. 2005, Â§ 23, Rn. 4). Dieser
Auffassung vermag das erkennende Gericht jedoch nicht beizupflichten, weil sich
eine solche EinschrÃ¤nkung dem Wortlaut "unabweisbar" nicht entnehmen lÃ¤sst,
da dieser allein auf die Dringlichkeit des Bedarf abstellt. Auch vor dem Hintergrund
des Zwecks der Vorschrift, nÃ¤mlich der Sicherung des Existenzminimums, ist das
Kriterium der Vorhersehbarkeit nicht haltbar (so zutreffend: Schmidt in: Oestreicher,
Kommentar zur Sozialhilfe und Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende, Stand: Juni
2005, Â§ 23 SGB II, Rn. 16). Bereits aus diesen methodischen GrÃ¼nden vermag
sich das Gericht auch dem weiteren Einwand der Antragsgegnerin nicht
anzuschlieÃ�en, der Antragsteller hÃ¤tte die Kosten zur AusÃ¼bung des
Umgangsrechts vermeiden kÃ¶nnen, wenn er nicht aus der NÃ¤he seines leib-lichen
Kindes N. weggezogen wÃ¤re. DarÃ¼ber hinaus kann das Gericht diesem Einwand
auch deshalb nicht nÃ¤her treten, weil dies im Ergebnis darauf hinauslÃ¤uft, dem
Antragstel-ler sein durch Art. 11 GG grundrechtlich garantiertes Recht auf
FreizÃ¼gigkeit abzuspre-chen.

cc)

Gem. Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II muss der Antragsteller seinen unabweisbaren
Sonderbe-darf zur AusÃ¼bung des Umgangsrechts in HÃ¶he der angemessenen
(Mittel-)Kosten von 169,00 EUR monatlich jedoch durch Einsatz des (einmaligen)
Ansparfreibetrages nach Â§ 12 Abs. 2 Nr. 4 SGB II in HÃ¶he von 750,00 EUR, Ã¼ber
den der Antragsteller ausweislich der bei-gezogenen KontoauszÃ¼ge tatsÃ¤chlich
verfÃ¼gt, (teilweise) selbst decken. Dieser einsatzbe-reite Ansparfreibetrag reicht
jedoch nicht aus, um den monatlich wiederkehrenden und unabweisbaren Bedarf
vollstÃ¤ndig zu decken. Entsprechend der vorlÃ¤ufigen Dauer der im anhÃ¤ngigen
Verfahren gerichtlich getroffenen einstweiligen Regelungsanordnung (6 Monate) hat
der Antragsteller deshalb monatliche Eigenleistungen in HÃ¶he von 125,00 EUR
(errechnet aus 750,00 EUR dividiert durch 6) beizutragen, so dass sich â�� wie
tenoriert â�� der von der Antragsgegnerin zu tragende Geldbetrag auf 44,00 EUR
belÃ¤uft. Der vollstÃ¤ndige Einsatz des Ansparfreibetrages in HÃ¶he von 750,00
EUR bedeutet aber, dass der Antragsteller auf diese EinsatzmÃ¶glichkeit
zukÃ¼nftig nicht mehr verwiesen werden kann, sollten weitere unabweisbare
Einmalbedarfe anfallen. Auch fÃ¼r den (wiederkehrenden) unabweisbaren Bedarf
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zur AusÃ¼bung des Umgangsrechts kann der Antragsteller zukÃ¼nftig (also fÃ¼r
die Zeit ab Mai 2006) nicht mehr auf diese EinsatzmÃ¶glichkeit verwiesen werden.
Die dem Antragsteller von Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II auferlegte
Eigenleistungszuschusspflicht ist dann verbraucht.

dd)

Entgegen der Ansicht der Antragsgegnerin kann der Antragsteller seinen
Zusatzbedarf fÃ¼r die Kosten der AusÃ¼bung des Umgangsrechts nicht im Sinne
des Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II "auf andere Weise" decken.

Soweit die Antragsgegnerin bereits im Ablehnungsbescheid vom 8. September 2005
meint, die vom Antragsteller begehrte Sonderleistung sei durch sein Einkommen
gedeckt, vermag sich das erkennende Gericht dem nicht anzuschlieÃ�en. Die
Argumentation ist bereits in sich widersprÃ¼chlich: Wenn die Antragsgegnerin der
Bedarfsgemeinschaft des Antragstel-lers mit Bescheiden vom 1. September 2005,
29. September 2005, 4. Oktober 2005 und 20. Oktober 2005 Arbeitslosengeld II
bewilligt und damit bestÃ¤tigt, dass das Einkommen des Antragstellers den
vollstÃ¤ndigen Bedarf der Bedarfsgemeinschaft nicht deckt, kann sie nicht ernsthaft
behaupten, dass der Antragsteller seinen "Sonderbedarf" zur AusÃ¼bung sei-nes
Umgangsrechts mit seinem in der NÃ¤he von Karlsruhe wohnenden
minderjÃ¤hrigen Sohn N. aus seinem Einkommen bestreiten kÃ¶nne. Da bereits der
regulÃ¤re Bedarf der Be-darfsgemeinschaft nicht mit dem Einkommen der
Bedarfsgemeinschaft bestritten werden kann, deshalb von der Antragsgegnerin
Arbeitslosengeld II bewilligt wird und somit gem. Â§ 9 Abs. 2 Satz 3 SGB II jede
Person der Bedarfsgemeinschaft im VerhÃ¤ltnis des eigenen Bedarfs zum
Gesamtbedarf als hilfebedÃ¼rftig gilt, weil der gesamte Bedarf der Bedarfsge-
meinschaft nicht aus eigenen Mitteln gedeckt ist, kann der "Sonderbedarf" zur
AusÃ¼bung des Umgangsrechts erst recht nicht gedeckt sein.

Soweit die Antragsgegnerin nunmehr die Argumentation vertritt, der Antragsteller
kÃ¶nne die Kosten der AusÃ¼bung seines Umgangsrechts durch Einsatz seines
ErwerbstÃ¤tigenfrei-betrages nach Â§Â§ 11 Abs. 2 Nr. 6, 30 SGB II in HÃ¶he von
monatlich 225,06 EUR decken, ver-mag sich das Gericht auch dem nicht
anzuschlieÃ�en. Zwar wird â�� vereinzelt und ohne jeg-liche BegrÃ¼ndung â��
auch in der Kommentarliteratur zum SGB II vertreten, dass unter die MÃ¶glichkeit
im Sinne des Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II den Bedarf auf andere Weise zu de-cken,
die Verpflichtung des erwerbstÃ¤tigen HilfebedÃ¼rftigen fÃ¤llt, den Freibetrag aus
einer ErwerbstÃ¤tigkeit fÃ¼r den zusÃ¤tzlichen Bedarf einzusetzen (so lediglich
ohne jegliche Be-grÃ¼ndung: Herold-Tews in: LÃ¶ns/Herold-Tews, SGB II â��
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsu-chende, 1. Aufl. 2005, Â§ 23, Rn. 6). HierfÃ¼r
kÃ¶nnte zwar der insoweit weite und offene Wortlaut und damit die semantische
Interpretation der Vorschrift des Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II sprechen. Dagegen
spricht jedoch sowohl die systematische als auch die teleologi-sche Interpretation.
Unter gesetzessystematischer Betrachtungsweise ist aus der expliziten ErwÃ¤hnung
des VermÃ¶gensansparfreibetrages nach Â§ 12 Abs. 2 Nr. 4 SGB II in Â§ 23 Abs. 1
Satz 1 SGB II kein Erst-Recht-Schluss, wie die Antragsgegnerin dies andeutet,
sondern vielmehr ein Umkehrschluss zu ziehen. Da Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II
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ausdrÃ¼cklich nur den VermÃ¶gensfreibetrag nach Â§ 12 Abs. 2 Nr. 4 SGB II als
vorrangig einzusetzen, verpflichtet und daher andere von Â§ 12 SGB II geschÃ¼tzte
VermÃ¶gensbestandteile nicht zur Bedarfsde-ckung einzusetzen sind (vgl. dazu
deutlich: Lang in: Eicher/Spellbrink, Kommentar zum SGB II, 1. Aufl. 2005, Â§ 23, Rn.
19; Wenzel in: Fichtner/Wenzel, Kommentar zur Grund-sicherung, 3. Aufl. 2005, Â§
23 SGB II, Rn. 3; Kalhorn in: Hauck/Noftz, Kommentar zum SGB II, Stand: Oktober
2005, K Â§ 20, Rn. 10; Schmidt in: Oestreicher, Kommentar zur Sozialhilfe und
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende, Stand: Juni 2005, Â§ 23 SGB II, Rn. 17;
Hofmann in: MÃ¼nder, Lehr- und Praxiskommentar zum SGB II, 1. Aufl. 2005, Â§ 23,
Rn. 8), legt dies nahe, dass eine Anrechnung von geschÃ¼tztem Einkommen nicht
vorgese-hen ist, weil sich diesbezÃ¼glich kein entsprechender Hinweis im
Gesetzestext des Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II finden lÃ¤sst und geschÃ¼tztem
VermÃ¶gen die gleiche Funktion wie geschÃ¼tztem Einkommen zukommt (so auch
zutreffend: Schmidt in: Oestreicher, Kom-mentar zur Sozialhilfe und Grundsicherung
fÃ¼r Arbeitsuchende, Stand: Juni 2005, Â§ 23 SGB II, Rn. 17). Eine Anrechnung des
ErwerbstÃ¤tigenfreibetrages nach Â§Â§ 11 Abs. 2 Nr. 6, 30 SGB II steht zudem unter
BerÃ¼cksichtigung der teleologischen Interpretation im Wider-spruch zur Funktion
des Freibetrages bei ErwerbstÃ¤tigkeit, "der dem Grundsatz Rechnung trÃ¤gt, das
derjenige der arbeitet, mehr Geld zur VerfÃ¼gung haben soll als derjenige, der trotz
ErwerbsfÃ¤higkeit nicht arbeitet" (so ausdrÃ¼cklich in der GesetzesbegrÃ¼ndung
zu Â§ 30 SGB II: BT-Drs. 15/1516, S. 59). Denn der Anreiz zur Aufnahme einer
ErwerbstÃ¤tigkeit wÃ¼rde geschmÃ¤lert und in sein Gegenteil verkehrt, wenn das
freigestellte Einkommen letzt-lich doch zur Deckung des notwendigen
Lebensunterhalts eingesetzt werden mÃ¼sste, was die Â§Â§ 11 Abs. 2 Nr. 6, 30 SGB
II aber gerade verhindern sollen und was zudem Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 SGB II
widersprechen wÃ¼rde (zutreffend: Schmidt in: Oestreicher, Kommentar zur
Sozialhilfe und Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende, Stand: Juni 2005, Â§ 23 SGB II,
Rn. 17; DÃ¤ubler, NJW 2005, 1545, 1546). Aus den Gesetzesmaterialien ergibt sich
ebenfalls kein Anhaltspunkt dafÃ¼r, dass der HilfebedÃ¼rftige seinen
ErwerbstÃ¤tigenfreibetrag einzu-setzen hÃ¤tte. Der Gesetzgeber fÃ¼hrte lediglich
aus, dass eine Bedarfsdeckung "auf andere Weise" durch Verweis des
Leistungsberechtigten "z.B. auf Gebrauchtwarenlager und auf Kleiderkammern"
erfolgen kÃ¶nne (BT-Drs. 15/1516, S. 57), weil â�� so wird in der Geset-
zesbegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt â�� "kein Anspruch auf fabrikneue GegenstÃ¤nde"
bestehe (BT-Drs. 15/1516, S. 57). Damit unterstellt der Gesetzgeber aber nicht â��
wie die Beklagte meint â�� das Fehlen jeglicher finanzieller Mittel, sondern bringt
lediglich zum Ausdruck, dass es im Falle des Fehlens des Ansparfreibetrages nach 
Â§ 12 Abs. 2 Nr. 4 SGB II â�� der korres-pondierend "mit der Konzeption der
Regelleistung, die kÃ¼nftig alle pauschalierbaren Leis-tungen im Rahmen der von
der Regelleistung zu deckenden Bedarfe umfasst" (BT-Drs. 15/1516, S. 53), da der
Gesetzgeber davon ausgeht, dass "der Leistungsberechtigte aus dieser
Regelleistung Ansparungen fÃ¼r grÃ¶Ã�ere Anschaffungen, wie z.B. fÃ¼r
HaushaltsgerÃ¤-te oder den Wintermantel, erbringt" (BT-Drs. 15/1516, S. 53) â��
zulÃ¤ssig sein soll, den er-werbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen auf Sachleistungen zu
verweisen. Ein Erst-Recht-Schluss aus dieser GesetzesbegrÃ¼ndung ist nicht
begrÃ¼ndbar, denn auch derjenige erwerbsfÃ¤hige HilfebedÃ¼rftige, der eine
Waschmaschine, einen KÃ¼hlschrank oder einen Wintermantel "erneuern" muss,
kann nicht auf sonstige "bereite Mittel" â�� wie es die Antragsgegnerin meint â��
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verwiesen werden, wenn diese bereiten Mittel, solche sind, die dem
SchonvermÃ¶-gen (auÃ�erhalb von Â§ 12 Abs. 2 Nr. 4 SGB II) oder dem
geschÃ¼tzten, anrechnungsfreien Einkommen zugehÃ¶rig sind. HÃ¤tte der
Gesetzgeber mit der Formulierung "noch auf andere Weise gedeckt" in Â§ 23 Abs. 1
Satz 1 SGB II das Fehlen "jeglicher bereiter Mittel" ge-meint, dann hÃ¤tte er dies,
wenn schon nicht mit Wortlaut der Norm selbst, dann wenigstens in den
Gesetzesmaterialien zum Ausdruck gebracht.

ee)

Die Leistungen nach Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II sind dem Wortlaut der Norm zu
Folge le-diglich als Darlehen zu erbringen. Allerdings erscheint problematisch, dass
dieses Darle-hen gem. Â§ 23 Abs. 1 Satz 3 SGB II durch monatliche Aufrechnung in
HÃ¶he von bis zu 10 vom Hundert der an den Antragsteller zu zahlenden
Regelleistung zu tilgen ist. Im Hin-blick auf die HÃ¶he der zu gewÃ¤hrenden
Leistungen kÃ¶nnte darin mÃ¶glicherweise ein Ver-fassungsverstoÃ� liegen, weil
der Antragsteller dann durch die AusÃ¼bung seines durch Art 6 Abs. 2 GG
geschÃ¼tzten Umgangsrechts auf Dauer finanziell nachteilig behelligt wird (so
ausdrÃ¼cklich und zutreffend: LSG Niedersachsen/Bremen, Beschluss vom
28.04.2005, Az: L 8 AS 57/05 ER; SG MÃ¼nster, Beschluss vom 22.03.2005, Az: S
12 AS 18/05 ER).

Aus diesem Grund wird in der bisherigen Rechtsprechung zum SGB II
vorgeschlagen, dass die SGB II-Leistungserbringer, wenn die Leistungen nach Â§ 23
Abs. 1 Satz 1 SGB II fÃ¼r lÃ¤ngere Zeit â�� etwa mehr als 1 Jahr â�� zu zahlen sind,
prÃ¼fen mÃ¼ssen, ob im Wege der Er-messensausÃ¼bung von einer Aufrechnung
abzusehen ist, weil im Wege verfassungskon-former Auslegung unter
BerÃ¼cksichtigung der Regelung in Â§ 37 Abs. 2 SGB XII und Â§ 44 SGB II dazu
Anlass bestehen kÃ¶nnte (so ausdrÃ¼cklich: LSG Niedersachsen/Bremen, Be-
schluss vom 28.04.2005, Az: L 8 AS 57/05 ER; SG LÃ¼neburg, Beschluss vom
11.08.2005, Az: S 30 AS 328/05; angedeutet auch bei: SG Aurich, Urteil vom
16.06.2005, Az: S 13 SO 18/05; ebenso: MÃ¼nder, NJW 2004, 3209, 3212;
DÃ¤ubler, NJW 2005, 1545, 1546; Schmidt in: Oestreicher, Kommentar zur
Sozialhilfe und Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende, Stand: Juni 2005, Â§ 23 SGB II,
Rn. 31).

Das erkennende Gericht hÃ¤lt diesen LÃ¶sungsvorschlag nicht nur fÃ¼r
"notbehelfsmÃ¤Ã�ig" (so ausdrÃ¼cklich: Geiger, info also 2005, 147) sondern fÃ¼r
unzureichend, weil die verfassungs-rechtliche Problematik verschoben und nicht
gelÃ¶st wird. Die besondere Problematik im vorliegenden Sachverhalt liegt darin
begrÃ¼ndet, dass der vom Antragsteller aufzuwenden-de, unabweisbare, von den
Regelleistung â�� in seinem speziellen Fall â�� nicht hinreichend gedeckte Bedarf
nicht nur einmaliger oder vorÃ¼bergehender, sondern dauerhafter Natur ist. Das
Umgangsrecht ist, soll es seine verfassungsrechtlich gewÃ¤hrleisteten Funktionen
erfÃ¼l-len, kontinuierlich und dauerhaft auszuÃ¼ben. Die dauerhafte
Bedarfsunterdeckung des An-tragstellers wird durch eine GewÃ¤hrung des
verfassungsrechtlich verbÃ¼rgten unabweisba-ren Zusatzbedarfs als Darlehen
lediglich zeitlich verschoben, was zukÃ¼nftig lediglich zu neuer
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Bedarfsunterdeckung fÃ¼hrt und den Antragsteller in eine "Schuldenspirale" treibt,
was kaum dem Sozialstaatsgebot und dem rechtsstaatlichen
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsgrundsatz entsprechen kann (vgl. zu derartigen Bedenken
insoweit auch ausdrÃ¼cklich: Herold-Tews in: LÃ¶ns/Herold-Tews, SGB II â��
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende, 1. Aufl. 2005, Â§ 23, Rn. 11; Oâ��Sullivan,
SGb 2005, 369, 371; Faber, NZS 2005, 75, 79; DÃ¤ubler, NJW 2005, 1545, 154;
Berlit, info also 2003, 195, 202; Lang in: Eicher/Spellbrink, Kommentar zum SGB II,
1. Aufl. 2005, Â§ 23, Rn. 64), denn der HilfebedÃ¼rftige muss auch in der Tilgungs-
phase Mittel fÃ¼r andere Anschaffungen ansparen kÃ¶nnen, um sein
Existenzminimum de-cken zu kÃ¶nnen. In einem solchen Fall bedarf es daher einer
Ã�ffnungsklausel, die die nachteiligen zur dauerhaften Bedarfsunterdeckung
fÃ¼hrenden Folgen vermindert. Eine sol-che existiert im Bereich der Sozialhilfe
nach dem SGB XII in Â§ 28 Abs. 1 Satz 2 Alt. 2 SGB XII. Nach dieser Vorschrift
werden Bedarfe abweichend (von den RegelsÃ¤tzen) fest-gelegt, wenn im Einzelfall
ein Bedarf ganz oder teilweise unabweisbar seiner HÃ¶he nach erheblich von einem
durchschnittlichen Bedarf abweicht. Die Voraussetzungen dieser Norm liegen im
Falle des Antragstellers vor, weil sein notwendiger und angemessener
(Mittel-)Bedarf zur AusÃ¼bung des Umgangsrechts mit seinem Ã¼ber 450 km
entfernt woh-nenden minderjÃ¤hrigen Kind in HÃ¶he von monatlich 169,00 EUR
erheblich von einem durch-schnittlichen, von den Regelleistungen umfassten Bedarf
abweicht. Unter Geltung des ver-fassungsrechtlichen Gleichbehandlungsgebots ist
nicht ersichtlich, weshalb der mit Â§ 28 Abs. 1 Satz 2 Alt. 2 SGB XII im Bereich der
Sozialhilfe gewÃ¤hrleistete Mindeststandard im Bereich der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende nicht gelten soll (in dieser Richtung zutreffend: DÃ¤ubler, NZS
2005, 225, 231; Bieback, NZS 2005, 337, 339; Oâ��Sullivan, SGb 2005, 369, 372;
LÃ¶schau, DAngVers 2005, 20, 28; Ã¤hnlich: SG Schleswig, Beschluss vom
09.03.2005, Az: S 2 AS 52/05 ER; MÃ¼nder, NJW 2004, 3209, 3212; BrÃ¼hl, info
also 2004, 104, 108; BrÃ¼nner in: MÃ¼nder, Lehr- und Praxiskommentar zum SGB
II, 1. Aufl. 2005, Â§ 20, Rn. 22 â�� 24; Lang in: Eicher/Spellbrink, Kommentar zum
SGB II, 1. Aufl. 2005, Â§ 20, Rn. 120). Wenn fÃ¼r verfassungsrechtlich relevante
Sonderbedarfe im Sozialhilferecht eine Abweichung von der Regelleistung mÃ¶glich
ist, muss dieser Mindeststandard (zur Struktur der verfassungsrechtlich motivierten
Mindeststandardargumentation â�� im Hinblick auf eine fehlende HÃ¤rteklausel â��
vgl. unlÃ¤ngst: BSG, Urteil vom 09.12.2004, Az: B 7 AL 30/04 R; BSG, Urteil vom
09.12.2004, Az: B 7 AL 44/04 R; BSG, Urteil vom 09.12.2004, Az: B 7 AL 56/04 R;
BSG, Urteil vom 27.01.2005, Az: B 7a/7 AL 34/04 R; BSG, Urteil vom 17.03.2005, Az:
B 7a/7 AL 68/04 R; BSG, Urteil vom 17.03.2005, Az: B 7a/7 AL 78/04 R; BSG, Urteil
vom 03.05.2005, Az: B 7a/7 AL 84/04 R; BSG, Urteil vom 25.05.2005, Az: B 11a/11
AL 51/04 R; BSG, Urteil vom 25.05.2005, Az: B 11a/11 AL 73/04 R) auch im Recht
der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende gewÃ¤hrleistet sein, weshalb die
GewÃ¤hrung eines bloÃ�en Darlehens unzureichend und verfassungsrechtlich
unzulÃ¤nglich ist (in dieser Richtung auch: Oâ��Sullivan, SGb 2005, 369, 372). Vor
diesem Hintergrund kommt das er-kennende Gericht im vorliegenden Fall zu dem
Ergebnis, dass die Antragsgegnerin dem Antragsteller den zusÃ¤tzlichen,
unabweisbaren, anderweitig nicht gedeckten Sonderbedarf zur AusÃ¼bung des
Umgangsrechts im Wege verfassungskonformer Auslegung der Rechts-folge des Â§
23 Abs. 1 Satz 1 SGB II nicht lediglich als Darlehen, sondern als Zuschuss in
analoger Anwendung der Rechtsfolge des Â§ 28 Abs. 1 Satz 2 Alt. 2 SGB XII zu
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gewÃ¤hren hat (angesprochen, aber offengelassen von: SG MÃ¼nster, Beschluss
vom 22.03.2005, Az: S 12 AS 18/05 ER).

ff)

Das dem Antragsteller unter II. des Beschlusstenors auferlegte Nachweiserfordernis
folgt aus Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB II, wonach die abweichende Leistungserbringung
"bei entspre-chendem Nachweis" zu gewÃ¤hren ist.

Die Dauer der getroffenen einstweiligen Anordnung (6 Monate) entspricht Â§ 41
Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 1 SGB II, wonach die Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes jeweils fÃ¼r 6 Monate bewilligt werden sollen. Gerechnet ab
November 2005 endet dieser Zeitraum mit Ablauf des 30. April 2006.

Die der Antragsgegnerin auferlegte monatliche Vorleistungsverpflichtung entspricht
Â§ 41 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 2 SGB II, wonach die Leistungen zur Sicherung des
Lebensunter-haltes monatlich im Voraus erbracht werden.

III.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG und folgt der
Entscheidung Ã¼ber den vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzantrag. Eine
Kostengrundentscheidung ist auch im vor-lÃ¤ufigen Rechtsschutzverfahren zu
treffen (vgl. Meyer-Ladewig, Kommentar zum SGG, 7. Aufl. 2002, Â§ 86b, Rn. 17 und
Â§ 193, Rn. 2; Zeihe, Kommentar zum SGG, Stand: April 2003, Â§ 86b, Rn. 37f). Da
der Antragsteller weder einen bezifferten Antrag noch einen sol-chen gestellt hat,
der Ã¼ber den Beschlusstenor hinausgeht, kann das Gericht ein teilweises
Unterliegen, mit der Folge der Bildung einer Kostenquote, nicht erkennen. Vielmehr
ist das Gericht mit der GewÃ¤hrung der notwendigen Kosten als Zuschuss und nicht
lediglich â�� wie beantragt â�� als Darlehen, Ã¼ber den Antrag hinausgegangen,
was nach Â§ 123 SGG zu-lÃ¤ssig ist. â��

Erstellt am: 10.11.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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